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Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2021/04/0123 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ro 2018/04/0018 E 27. Jänner 2020 RS 3 

Stammrechtssatz 

Die gesetzliche Anordnung in § 11 Abs. 2 erster Satz NÖ ElWG 2005, dass unter Gefährdungen im Sinne 
des Abs. 1 Z 2 nur jene zu verstehen sind, die über solche hinausgehen, die von Bauwerken (z. B. 
Hochhäuser, Sendemasten, Windkraftanlagen) üblicherweise ausgehen, ist im Sinne der Rechtsprechung 
des VwGH wie folgt auszulegen: Zwar ist zu akzeptieren, dass regelmäßig auch von einem dem Stand der 
Technik entsprechend errichteten Bauwerk ein Restrisiko - etwa aufgrund der Möglichkeit des Eintretens 
außergewöhnlicher Umstände - ausgehen wird. Es werden jedoch als Gefährdungen, die über solche 
hinausgehen, die von Bauwerken "üblicherweise" ausgehen, jedenfalls solche anzusehen sein, die wegen 
des Ausmaßes der - auch bei Einhaltung aller denkbaren Vorsichtsmaßnahmen - von ihnen ausgehenden 
Bedrohung für das Leben, die Gesundheit, das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn das 
gesellschaftlich akzeptierte Risiko einer Verletzung dieser Schutzgüter übersteigen. Das Ausgehen einer 
solchen Gefährdung von einer projektierten Erzeugungsanlage schließt demnach die Genehmigung der 
Errichtung und des Betriebs derselben aus. Diese Rechtsanschauung steht in Einklang damit, dass die 
Materialien zu der NÖ ELWG-Novelle 2011 darauf verweisen, dass "gesellschaftlich anerkannte Risken 
(stellen) daher keine Gefährdungen im Sinne des § 11 Abs. 1 Z 2 dar(stellen)" würden. Über dieses Maß 
hinausgehende Risiken werden auch vor diesem Hintergrund sehr wohl als relevante Gefährdungen im 
Sinne der angeführten Gesetzesstelle anzusehen sein. 
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